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eden Sonnabend. Preis vierteljährlichbei allen .Preuß. Postanftalten 47 Sgr., bei den außerpreu is en o anstalteu
ngcheSüngin Berlin bei allen ZeitungssSpediteuren anflBogeinligziiilSZSr., in derExpedition, MohkeustkaßkZXsät-,Sgp
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Mit dieser Nummer schließt die ,,Verfassung
ho ft von ihren bisherigen«Leserndas

beitrebtgewesen ist, das Ztel,
im Au e

cher ung zu behalten.

« das dritte Quartal 1865. Die Redaktion

Zeugniß zu erhalten, daß sie nach besten Kräften
welches sie sich vom Beginn des Blattes»an gesteckt hatte,

Treu demselben, wird unser Blatt auch fernerhin in volksthümli-
leicht faßlicher Weise alle unser gesammtesStaatsleben beruhrenden Fragenim Sinne

der entschiedenliberalen Partei besprechen. Es wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerstag
Abend ur Post gegeben-Sonnaiy

so daß es auch in den entferntesten Gegenden unseres Vaterlands-g am

end Abend in den Händen unserer Abonnenten sein kann. Sollte trotz unseres Bemühens,
in keiner

Weisezgegen
eine gesetzliche Bestimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Beschlags

nahme unseres lattes eine Unregelmäßigkeit in der Bersendung eintreten, so werden« davon
sind wir überzeugt, unsere Leser diese Unregelmäßigkeit uns nicht zur Last legen, sondern Uns

ihr Wohlwollen nach wie vor erhalten. Wir bitten unsere bisherigen Leser, so wie unsere
neuen Freunde, das Abonnement für das neue Quartal möglichstbald bei den Postanstalten
anzumelden da nur in diesem Falle die ununterbrochene Lieferung des Blattes gesichert ist
und bei späteren Anmeldungen die vollständige Nachliefe·rung der erschienenen Nummern nicht
versprochen werden kann.

II- Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgt bei allen preußischen Postanstalten 472
S r., bei den übrigen deutschen Postanstalten7774SgksziU·VetliUZU der ExpeditivaDhteUstrs 34.
412SahbeisämmtlichenZeitungsspeditteuren6SgnEinzelne Nummern6Ps. Jnserate, welche
bei der großen Anklage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die gespaltene
Petitzeile 3 Sgr., bei öfterer Wiederholung wird ein angemessener Rabatt bewilligt.

·

D- Ueber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Zustellung unseres Blattes ersuchen wir,
bei dem betreffenden Spediteur oder der betreffenden Postanstalt Beschwerde zu führen, da
von hier aus unser Blatt regelmäßig versandt wird.

Das angeblicheRecht der Groberung.
Schon in den urältestenStaaten galt es fiir ein

Verbrechen,wenn ein Mensch dem andern sein Eigen-
thum gewaltsamwe nahm, oder wenn einer den anderen
widerrechtlichan Lei und Leben beschädigte.Aber die

Gesetze welche solcheVerbrechenbestraften, galten zu

Klang Uur für die Mitglieder einer und derselben
Otsmtsgemeinde Jeder Fremde, der keinen Gastfreund
gefundenhatte,war recht- und schutzlos;es stand keine

Strafe daraus, wenn er ausgeplündert,um leibeigenen
Knechte gemacht-Oder geradezu todtgeschlaen wurde.

AJIchkonnte jeder- Ohne in seiner Heimath eshalb vor

Geri t gestelltzu werden,allein oder mit anderen in

km .VemdesLand TeheUUnd da rauben und morden,
so viel er wollte un konnte. Ebensohieltendie Fürsten

oder·fonstigenStaatsobrigleitensichfür vollkommen be-

techtlgl-«Irgendvem fremdes Land oder eine fremdePre-
vinz mit«allen Menschen,die darin wohnten, und mit
allem Eigenthum, das sie darin vorfanden, ohne Wei-

teres wegzunehmen,vorausgesetzt, daß sie die Macht
dazu hatten. Ja, sie behauptensogar, daß sie ein sol-
ches Land mit Recht besäßen,da sie es doch mit der

schwerstenVerletzung alles wflhkhsfkgötllichenRechtes
sich zu eeignethatten. Aber sie sagten, sie besäßenes

durchgdasRecht der Eroberung
Doch im Berlaufe der Jahrtausende sind die Sitten

nach und nach milder, die Menschensind menschlicher
und damit die Gesetzegerechtergeworden, zumal da, wo

das Christenthumauch in die Herzen der Menschen
eingedrungenist. Ju jedemnur einigermaßengesitteten
Lande genießtder Fremde denselbenSchutz der Gesetze,
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herkenlosenMeere Thaten zu begehen, ie in der Hei-
math als Verbrechenbestraft worden. Was aber für den

Einzelnen eine schwereSünde ist, das ist es in diesem
Falle auch, wenn die Regierun gen es thun. Darum

spricht schon seit Jahrhunderten kein denkender Mann

mehr davon, daß die Eroberung an und für sich selbst
schon ein Recht gebe, sich fremdes Land und fremdes
Gut zuzueignen. Es ist vielmehr die allgemeineUeber-

zeugung aller gesittetenMenschen geworden, daßdie Ek-

oberung niemals irgend wem irgend ein Recht ver-

leiht. Die Eroberung kann nur unter Umständeneben

so wie der Krieg überhaupt,ein Mittel sein, um ein

Recht zu schützenoder geltend zu machen, das wir aus

anderen Gründen ohnehin schonbesitzen.Sie kann näm-

lich nothwendig sein, um uns in den Besitzeines Landes

zu setzen,das uns oder unseren Bundesgenossenvon Rechts-
wegen gehört. Niemals aber soll nach allgemein mensch-
lichem und christlichemRecht dem Sieger erlaubt sein,
daß er dem Besiegten auch solchesLand oder Gut ent-

reiße,das derselbeselbst von Rechtswegenim Besitzehat.
Es giebt dabei nur eine einzige Ausnahme, nämlich
die, wenn der Besitzervon seinem an sich rechtmäßigen
Eigenthume einen unrechtmäßigen Gebrauch gegen
uns macht, wenn er zum Beispiel ein bestimmtes Land-

gebiet dazu benutzt, um Uns in unserem eigenen Lande
dauernd zu beunruhigenund zu beschädigen,oder wenn

er seine Regierungsgewaltmißbraucht,nin die uns be-

freundeten Bewohner eines Landes zu mißhandeln.Ja,
es ist das, bei Lichtebesehen, nicht einmal eine Aus-

nahme; denn durch unrechtmäßigen Gebrauch kann
unter Umständen auch ein Eigenthum aufhoren, ein
rechtmäßiges zu sein. So z· B. nimmt man ja auch
dem Diebe oder Einbrecher nur ein unrechtmäßig
gewordenesBesitzstückweg, wenn man seine Dietriche
und seine Brechstangenihm konfiszirt.

, Indem wir so sprechen, denken wir an die deutschen
Herzogthümer,welche bis zum TodestageKönig Fried-
rich’sVII., also bis zum 15. November 1863, sich im

unbestrittenen Besitze der dänischenKrone befanden.
Diese Herzogthümergingen damals nach altem, all-

gemein bekanntem Rechte nicht auf den neuen König
»von Däuemark über, sondern auf den Erbprinzen von

Augustenburgoder wen sonst das Volk-der Herzogthümer
als den rechtmäßigenNachfolger anerkannte. Wir wollen

auch annehmen, was doch in Wirklichkeitnicht der Fall
gewesenist, wir wollen aber für einen Augenblickan-

nehmen, daß auch der jetzigeKönig von Dänemark,
Christian IX., wirklich durch die Abmachung fremder
Mächtein dem sogenanntenLondoner Protokoll von 1852

das Recht erworben hätte,nach dem TodeFriedrichsVIL

auch Herzog in Schleswig-Holsteiunndeauenburg zu
werden. Auch dann hättedieserMonarchsein Recht
schon drei Tage nach seiner Thronbestcigungvollständigverloren. Denn schon am 18. November unterschrie
er die rechtswidrigeVerfassung,welchedie Dänen ganz
nach ihrem eigenenBelieben für unseredeutschenLands-
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ein folgenschweresJa und Amen zu all dem weren Un-

recht»zu all den schmählichenGewaltthatenschwelchedie

danischeRegierung und das dänischeVolk seit vielen

vielen Jahren dem deutschenVolke in den HexzogL
thuinernangethan hatte. König Christian IX. lieferte
damit den unwidersprechlichenBeweis, daß er unter

denrNamen eines Fürstengerade für unsere deutschen
Bruder nicht ein Fürst, sondern ein Tyrann, nicht
ein Wohlthäter,sondern ein Uebelthäter,nicht ein Ver-
treter und Beschützer,sondern eins Unterdrücker und
Zertreter alles Rechtes und aller Gerechtigkeitsein
wollte. Daß aber nach allem menschlichenund gött-
lichen Re te ein Mann nicht Fürst in einem Lande
sein und leibeii darf, der vor aller Welt sich zu der
Absichtbekennt, genau das Gegentheil von alle dem zu
thun, wozu auch nach den Worten unseres Evangeliums-II
die Fürsten und die Obri keiten eingesetztfind! Davon
sind die besten und weisestenMänner aller Zeiten, da-
von sind alle gesitteten Völker von jeher überzeugtge-
wesen. Das hat ganz besonders auchHugo Grotius
vor beinahe drittehalb hundert Jahren gelehrt, und alle

Gelehrten und Staatsmänner sind doch darin eini«
daß dieser Hugo Grotius der eigentlicheUrheber un

Vater des heutigenVölkerrechtesist. Auch hat diese
Ueberzeugung gerade seit der Zeit der gewaltthätigen
Eroberungen des ersten Napoleon noch weitere und tie-

fere Wurzeln geschlagenals je zuvor.
Auch die PreußischeRegierung — wir werden und

müssenes glauben, bis das Gegentheil uns mit unwi-

derleglichen Gründen bewiesen ist ,— auch die Preu-
ische Regierung hat dieseUeberzeugungauf das Voll-
ständigstegetheilt,als sie in Verbindungmit Oesterreich
am 1. Februar 1864 den Krieg gegen Dänemark be-

gann. Anfangs wollte sie freilichtrotz dieser Ueberzeu-
gung nur den dänischenKönigspzueiner dochmöglicherweise
nur wirkungslosen Zurücknahmeseiner rechtswidrigen
Handlungen zwingen.Aber im Verlaufdes Kriegessahsie
sichgenöthigt,einen besserenEntschlußzu fassen. Sie

entschloßsich, die deutschenHerzogthümerdem däni-

schenKönige vollständi zu entreißen,und sie hat die-

sen EntschlußausgefüzrtUnd gerade sie bekannte

sichdamals, wie nochheute, zu der von uns allerdings
nie getheiltenAnsicht,daßChristian IX. durch das Lon-
doner Protokoll ein wirkliches Recht auf den Thron
der Herzogthümererworben habe. Aber gerade, weil sie
diese, an sichirrthümlicheA ichthegte,gerade darum

konnte sie diesesRecht aus einem andern Grunde»für
erloschenerklären,als weil der König durchdie vonihm
ausgeführtenGewaltthaten und durch die Absichtgegen
die Bewohner der Herzogthümernoch«weitere Gewalt-

thaten zu verüben,sein Recht Auf die Regierungder

Herzogthümermit eigenerHand unddurchseineneigenen
bösenWillen vernichtethatte Ware dagegen die.pr»eu-
ßischeRegierung einer anderen Meinung gewesen, hatte

N)-Wir bitten unsers Leser nachzusehen,was ·wirin unserm
Blatte vom 22· Juli Uber den »rechtenGehvtiam gegen die

Obrigkeit«gesagt haben.



xilenämlichdie Ansicht gehabtzdaß auch der äußerfte
ii bra "rtli er Macht das Recht auf die Regie-rungeiiilickhsgnsdeschniemalszunichte machenkönne;nun,

so müßte sie 'a bei der Wegnahme der·Herzogthümer
die Absicht gehabthaben,eine rechtswidrigeEroberung
zu machen, sei es zu ihrem eigenenVortheil, sei es zum
Vortheil irgend eines Anderen.

Es ist nicht erlaubt, der preußischenRegierung eine
so rechtswidrigeAbsicht in die Schuhe zu schieben.
Gleichwohlthun es gerade sehr vielevon denen, diedie
Gewohnheithaben,sich für die aufrichtigstenund eifrig-
sten Freunde der gegenwärtigenRegierungauszugeben
Sie spre en etwa so: »DiepreußkscheRegierug ware

in der ex ten Zeit des Krieges damit zufrieden gewesen,
wenn der Königvon Dänemark allerechtswidrigenVer-
ordnungen zurückgenommenund sichverpflichtethatte,
in Zukunft die Herzogthümernur in Uebereinftimmuug
mit der Verfassungund den Gesetzenderselbenzu regie-
ren. Aber der dänischeKönig leistete einen so hart-
näckigenWiderstand, daß der Krieg bis auss»Ae,ußerste
fortgeset werden mußte. Da nun FJsreußennmBunde

mit Oesierreichwie vorauszusehen,Sieger blieb, sohielt
es sich für befugt,- dem dänischenKönige von seinem

Recht und seinem Besitz so viel wegzunehmen-ipie IF-
gend möglich. Es hatte im Verein mitv »Oesterreichdie
deutschenHerzogthümererobert, und es stutztesich ledig-
lich auf dieses Recht der Eroberung, als es im

Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 den König
Christian zwang, alle seineRechte an die Herzogthümer
dem Königevon Preußenund dem Kaiser von Oester-
reich zu übertragen.Durch dieses Recht der Er-
oberuiig und durch kein anderes (so sprechen diese

o enannten Freunde unserer Regierung) sind also jenebeidenMonarchen die rechtmäßigen souveränenHerrn
der Herzogthünierund die unbeschränktenEigenthu-
mer derselbengeworden Sie können über das Hand
und über die- Bewohner desselben genau so verfugen,
wie ein Gutsbesitzer über sein Landgutund über das
todte nnd lebende Jnventarium, das sichauf demselben
befindet.«

«
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Solche Rede möchtefreilich nicht ungehörigklingen
in dem Munde irgend eines asiatischenEroberers-,eines

Salmanassar oderKambyses,eines Attila oder Tanierlan.
Aber in dem Munde deutscherPolitiker des gegenwär-
tigen Jahrhunderts ist sie ein Widerspruch gegen
den Zeitgeist. Die so reden,haben vergessen,wie ihre
eigenen Väter gekämpftund geblutet haben, um das

Joch jenes Napoleon abzuschütteln,der gerade so han-
delte-wie sie jetztsprechen,und wie die gehorsamenDie-
Uek aliatifcherDespotenimmer gesprochenhaben.

Was wir über- die neuesten Schritte in der Sache
der Heizogihümerdenken,und welchenGrundsätzendiese
Schritte entsprechen,darüber äußernwir uns vielleicht
schonin der nächstenNummer UnseresBlattes Für
heute wollen WIL« über den vorjährigenKrieg nur sagen,
daß er als Eroberun gs krieg im bloßenJnteressePreu-
ßenöoder Oestekkeichsauchnicht die leisesteBerechtigung
gehabthätte.Er durfteund solltenichts Anderes seinals

ein B freiungskrieg, ein Krieg um unseredeutschen
Landsleute von einem alten Joche zu befreien,nicht aber
um über sie, die ja nicht einmal unsere Gegner, sondern
unsere Freunde und Schützlingewaren, zu versugem
ohne sie zu befragen. Daßsiefreilich ihre Freiheit be-

nutzen müssen,uni ihre Pflichtenauch gegen Preußen
und Deutschland zu erfüllen,nicht aber,um sich ihrer
zu eiitschlagen,das haben wir deutlich»undoft genug
gesagt Judeßhabenwir leider noch nicht gesehen,daß
man ihnen wirkliche Freiheit und

durch-Berufungihrer rechtmäßigenVertreter die Gelegen eit gegeben
hätte, von dieser Freiheit einen würdigenGebrauch zu
macleii. Es wird das möglicherweisenicht eher ge-
schehenals bis die PreußischeVolksvextretungselbstzu
ihrem vollen Rechte gekommenist.

Politische Wocheuschau.
Preußen. Der so viel besprocheneVertrag des Staates

mit der Köln-Minden»er»Bahn,durch welchen der Staat sein
Recht auf den allmahligeii Erwerb der Bahn für 13 Mil-
lionen Thaler verkauft, ist jetzt vom Könige vollzogen und
im Staats-Anzeiger publizirt worden. Wir haben schon
früher unsere Ansicht, daß dieser Vertrag der Genehmigung
der Volksvertretungbedarf, klar und deutlich ausgesprochen,
und. mussen diese auch heut noch aufrecht erhalten. Mit
demselben Rechte, mit welchem die Staatsregierung ohne Be-
fragungder VolksvertretungdiesenVertrag ab eschlossenhat,mit demselben Rechte kann sie ein werthvoliiesEigenthumdes Staates nach dem andern veräußern,ohne dazu die Ein-

willigungder Kamniern einzuholen,und sie würde so stets
in der age sein, sich gegen den Willen des Volkes und
seiner Vertreter Geld zu verschaffen Daß ein solcherZu-
stand dem Wesen des Konstitutionalisniuswiderstreitet,sieht
jeder ein. Durch den gegeiiivärti en Vertra wer-
den der Regierung ungefähr 408 illionen haler
zur Verfiigung gestellt, eine Summe, welche gewiß e-

eignet erscheinen muß, die Schwierigkeiten des budgetlosen
Regiments zu vermindern.

Jn Lauenliiirghat die Huldigungder Stände statt-

gefunden,doch ist»uberdas Verhältnißzu Preußen: ob Per-
onalsUnion, -ob Cinverleibung?noch nichts Sicheres bekannt

geworden. Es ist jedoch den Lauenburgis en Standesherren
nicht gelungen, von dem Könige die Anna me des sogenann-
ten Landesrezrsses,durch welcheihre alten Vorrechtebestätigt
worden, zu erlan en.

·

Wer in den etzten Jahren einen Blick in die konservativen
Zeitungen ethanhat, der weiß,mit welcherFreude dieselben
jedeKonsisation eines liberalen Blattes begrüßthaben, Wie
sie nicht Worte des Lobes genug finden konnten für Polizei
und Staatsanwaltschaft,und wie sie dieselben ermunterten,
fortzussahrenauf demselbenWege. Da hat UUU aber jetzi
in Königsbergdie unerbittlicheHand des Schicksals ein hoch-
konservatives Blatt, die ,,OstpreußischeZeitung« getroffen-
uiid sieheda, sie, die sont überfloß vom Lobe für alle Re-
gierungsmaßregeln,sie s reibt voll Zorn einen so oppositionell
gehaltenenArtikel, daß sie noch einmal konfiszirtwerden mußte.

Die Anklage gegen den Redakteur May lautet auf Ma-
jestätsbeleidiguna,und wird sein Prozeß am 6. Oktober in

erleberg zur Verhandlungkommen.
Ein Bauer aus dem Posenschenhatte sich an dein pol-

Uilchett Ausstand in kUsfischPolen egeii Rußland
betheiligt und war, deshalb wegen Aufruhrsangeklagt, in
zwei Jnstanzen freigesprochen worden, weil die Gerichts-



höfeannahmen, daß die Betheili ung an einem Aufruhr in
russischPolen nachpreußischenGesetzennicht als Verbrechen
oder Vergehen bestraft werden könne. Die Staatsanwaltschaft
hatte dagegen die Nichtigkeitsbeschwerdeeingelegt,Und das
Obertribunal hat den An eklagten wegen Aufruhrs
zu 6 Monaten Gefän nißverurtheilt.

«

Baden. Troß aller nstrengukcgenhat die klerikale Par-
tei tbeiden Urwahlen zu den Kreislandtagendoch nur eine

verschwindend kleine Zahl von Wahlmännernihrer Partei
durchgebracht. Es liefert dieseThatsachebei der allgemeinen
Betheiligung des Volkes an den Wahlen den Beweis, wie

gering die Zahl der Anhänger dieser Partei im Lande ist,
und wie sich das Volknach und nach von dem Einflusse,wel-

cheIiallzu eifrige Priester aus dasselbeausübten, frei gemacht
a .

Oesterreich. Der großeS ritt, welcher seit der Ein-

setzung
des neuen österreichischeninisteriums erwartet wurde,

ist ge chehen,es ist am 20. d. M. ein kaiserlichesManifest
erschienen,in welchem den Völkern des Reiches verkündet
wird,daß die Februarverfassungfür einigeZeit »listitt«
wird. Wir besprechendiesenGegenstand in einem besonderen
Artikel und lassen sheiernur das kaiserlichePatent folgen-
welchessich an das anifestanschließt:
»»JnErwägung der unabweislichenNothwendigkeit, zur

Gewinnung dauernder Grundlagenfür eine verfassungsmäßige
Rechtsgestaltungdes Reiches den Weg der Verständiung mit

den legalen Vertretern der Länder der ungarischen rone zu
betretenund zu diesem Ende den betreffendenLandta en das
Diplom vom 20. Oktober 1860 und das mit dem atente
vom 26. Februar 1861 kundgemachteGesetz über die Reichs-
vertretungzur Annahme vorzulegen; in weiterer Erwägung,
daß eine gleichzeitie Behandlung dieser Urkunden als all-
gemein bindendes eichs esetz hierdurch ausgeschlossenwird,

vefoxdnen
wir nach An örung Unseres Ministerrathes wie

so g :

Erstens: Die Wirksamkeitdes Grundgesetzesüber die

Reichsvertretungwird mit dem Vorbehalte sistirt, die Ver-
handlungsresultatedes Ungarischennnd des KroatischenLand-

tages, falls sie eine mit dem einheitlichenBestande und der

Machtstellung des Reiches vereinbare Modifikation der er-

wähnten Gesetzein sich schließenwürden, vor Unserer Ent-

schließungden legalen Vertretern der andern Königreicheund
Länder vorzulegen, um ihren gleichgewichtigenAusspruch zu
nehmen und zu würdigen. -

Zweitens: Jn so lange die Reichsvertretung nicht ver-

sammelt ist, hat Unsere Regierun die unaufschieblichen
Maßregeln,und unter diesen insbesonderejene zu treffen,
welche das finanzielle und volkswirthschastlicheInteresse des
Reiches erheischt-««

England. Die BevölkerungEnglands ist in Aufregung
versetzt durch die Entdeckungeiner ziemlich weit verbreiteten

Verschwörungin Jrland, die den Zweck hatte, diese Insel
von der en lischenHerrschaft zu befreien und als selbststän-
dige Repu lik zu konstituiren. Die Verschworenen führen
den Namen »Fenische Brüder«, welcher Name seine
Entstehung dem Umstande verdankt, daß Jrland eine pböni-
zischeKolonie ist. Die Verschworenenrechneten auf einen

starken bewaffnetenZung ihrer Landsleute aus Amerika, und
es habendaselbstauchzahlreicheVersammlungenvon Jrländern,
die aus der Unions-Armee entlassen sind, stattgefunden, in

welchen von solchenZuzügendie Rede war. Trotz alledem

darf man der Sache aber keine großeBedeutung beilegen,
und hofft man in England, daß sich die Aufregung der Jr-

länder bald legen wird, wenn sie das Thörichteihres Be-
ginnenseinsehen und besonders, wenn sie merken, daß sich
die versprocheuenZuzügeaus Amerika auf einzelnePersonen
beschränken,die schwerlichhinreichendsein werden, die Eng-
lischeMacht zu stürzen.

Oesterreich.
»

Nach viereinhalbjährigemBestehen ist abermals in Oester-
reich die bestehende Reichsverfassungbeseitigt worden. An
Stelle des Reichsrathessollen wanzig Sonderlandtage glich-
zeitig über die Reichsangelegenheitenberathen. Da es nicht
möglich war die unzähligenVolksstämmeOesterreichs im

Reichsrath zu vereinigen, so sollen die einzelnen Landta e ge·
sondert verhandeln und sich durch Vermittelung der egie-
rung über die gemeinsamen Reichsangelegenheitenvergleichen.
— Jn der Hauptsachescheint es dabei auf Ungarn anzukoni-
men. Mit ihm soll zuerst ab eschlossenund die zu Stande
gekommeneVereinbarungden siebzehnLandtagender deutschen
und slavischenLandestheilevorgelegt werden.

Hierin scheint uns der Fehler zu liegen. Die Ungarn
wollen nicht allein Selbstständigkeitfür sich, sie wollen auch
Andere unterdrücken und namentlich den Siebenbürgernund
Kroaten eine von Ungarn esonderte Stellung nicht gestatten.
Ueberhaupt ist in keiner eise zu erwarten, daß die acht
Millionen Deutschen, achtzehnMillionen Slaven und sechs
Millionen Jlalieuer und Romanen, welche die österreichischen
Staaten bewohnen, sich den Bestimmungen der fünf Millio-
nen Magyaren unterwerfen werden. An das Zustandekommen
einer Einigung ist also nicht u denken. Was dann?

Vermittelst alles nur erden baren Unrechtsund Gewalt sind
indem österreichischenStaat nach und nach einige zwanzigund

mehr Volksstämmeunter einem Szepter vereinigt worden. All-
mä li ist nun die Staatsmaschine nicht mehr stark genug,
au FernerhindieseGewalt dauernd auszuüben. Da ver-

suchtman nun schonseit achtzehnJahren an die Stelle der

Unterdrückungetwas anderes zu setzen;aber jeder neue Ver-
such schlägtvon neuem fehl, weil man den Faden der Ge-
walt, mit welchem die Völkerflickendes österreichischenStaa-
tes zusammengenähtsind, nicht zertrennen kann, ohne den
Staat selbst in ein buntes Wirrsal seiner einzelnen Bestand-
theile aufzulösen.Man müßteja auch an der Zukunft der

Menschheit verzweifeln, wenn die formlose Gewalt auf die
Dauer triumphiren sollte. Oesterreich wird, Oesterreichmuß
zerfallen. .

Wie schnell oder wie langsam der bereits achtzehnJahre
dauernde Todeskampfdes Kaiserstaates seinen weiteren Ver-

lauf nehmen wird, wer vermag das voraus usagen? Wir

glauben indeß in dem neuesten Rettungsversuchdie ganze
Gefährlichkeitder Krankheit und den Anfang des Endes zu
erblicken. Noch vor den Augen der jetzt Lebenden wird sich
das Weltgerichtvollziehen und an den Kindern werden die

Sünden der Väter gestraft werden.
Wir Mitlebenden haben dafür zU,ingen, daß

das Schicksal unseres Vaterlandes nicht also ge.
wandt werde. Mit aller Kraft haben wir dahin
zu streben, daß der Rechtsstaat in Preußen zur
Wahrheit werde. Jn ihm liegt eine sich ewig neu

versüngendeKraft,«welcheDauerverheißt für alle

Zukunft. Lassen wir uns aber von der augenblick-
liche Erfolge verheißenden Gewalt»verlocken,ihre
Bahnen zu wandeln, so fallen wir ab von der

Wahrheit und diese Sünde wird einst, wenn auch
erst an unsern Kindern gestraft werden«

—-———.—— . .—-—-—..·-——-—-————-———-———

Druck UUD Verlag VVU FTMZ Duncker in Berlin. —-— Verzutrrortlicher Redakteur und Hex-ausgeben Dis. Lerviusieiu ins-Berlin-.
Hierzu eine Beilage.



As

Beilage zu Nr.39. der »Verfassung«nni 30. September
Für das mit dem l. Oktober beginneude neue Ouartal sei zum Abonnement bestens empfohlen die in Berlin im

Beilage von Franz Duncker erscheinende

isolkg-Oeitnng
Organ für Jedermann aus dem Volke.

·

Preis vierteljährlichbei allen Kgl Preuß. Post-Anstalten 25 Sgr., bei allen außerpreuß.Post-Anstalten 29 Sgr.
u dem Programme, welches sie am ersten Tage ihres Erscheinens aufgestellt, hat die Volks-Zeitung Tag für Tag,

Blatt füszselattgekämpftfür das Recht des Volkes, für die getreueBeobachtung der beschworenen Verfassung· Sie hat das Ziel des

Staates in dem Wohle der Bürger desselben gefunden und will das Volk fähig machen, selbst an der dauernden Befestigung seine-s
Rechtes und seines Wohlergehens zu arbeiten.

besten eweis, daß f
lki

gleicherWeise wird sie den Kampf fortsetzen für das Recht und das Wohl des preußischen,die bundesftaatliche
Fre heit des deutschen Volkes.

Jn diesem Sinne bespricht das Blatt die politischen und die sozialen Fra en, in

beiden giltsie an dem Grundsatz fest: ,,Hil·fdir selbstl« Und die große Verbreitung, Welche die Zeitung gefunden, Hei
ie damit die wahre Meinung der Mehrheit des Volkes ausdruckt.

ert den

gekämpftund

inheit und die
So hat die BolkssZeitun

Ankündigungen aller Akt finden durch die Volks-Zeitung die weiteste. Verbreitung und sei sie auch dazu angelegent·
lich empfohlen.

Im bevorstehenden neuen Onartale wird die

RheinieheZeitung
in beträchtlich

vergrößertem
Formate

u unveränderten Klionnemenigpreisenerscheinen
(Bei allen Postanstalten des deutsch-österreichischenPostvereins zu 1 Thlr. 2272 Sar. oder 3 fl. oder 3 kr. vierteljährlich)

Wolle man- Um OhneVeTzöSeTUngin regelmäßigenBesitzdes Blattes gelangen ii kökm H,

W Möglichst frühzeitig Vor Ablauf des Monats Septembzer
e

unter Einzahlung des vierteljährlichenAbonneinents-Betragesbei der nächstenPostw-
stalt anmelden.

Die Expedition der Rheinifchen Zeitung, Düsseldorf und Köln
Im Verlage des Unterzeichneten erscheint wöchentlich zweimal, Mittwoch und Sonnabend Morgengz

.

Der Wächter-,
Wochenschrift für MindemNavensberLgFRedakteur und Harausgeber: Nudolph Hempel in ielefeld,

Sinn
Abonnetnentspreis Pro Quartal in der Expedition in Bielefeld 772 Sgr., in den Expeditioneu in Minden, Oeys

ausen (Rehine-), Lubbecke, Vlotho, Herford, Bünde, Enger, Halle i. W·, Werther st- Sgr., bei den Poss-
anstclten in Preußen 10 Sgr., außekhcslbPeeUßeUH 101X2Ssks

«

Jnserate: Die vierspattige Bourgeoiszeile·oderderen·Raum l Sgr.
Der ,Wächter« bringt regelmäßigeinen Leitartikel, eine

reichgaltigepolitische Uebersicht, landwirthschaftliche,gewerbliclsc,lokale und vermischte Mittheilungen, so wie ein interessantes, dem Unter
Unser Blatt beendigt mit dem Schluß dieses Monats seinen erstenaltungsstoffgewidmetenFeuilleton

ahrgang und erfreut sich der stets wachsenden Thei-
nahtne des Publikums. Der Name des Redakteurs bürgt für ieine entschiedenfteisinnigeHaltung.

Neue Bestellungen für das 4. Quartal 1865 bitten wir entwed
unsern Expeditionen moglichst zeitig aufzugeben, damit keine Verzö
Blattes entstehen.

Wir empfehlen unser Blatt zu Anzeigen aller Art, die darin,
bei dem großen Leserkreise des »Wächter«, namentlich auch in den Las
cllerwirkfamste Verbreitun finden.

Bielefeld, den lö. cseptember 1865.

Tigglichzweimal.—- Vieiteljährlich1Thlr.
um Abonnemeiit auf die täglich zweimal erscheinende

,,0(Iek - Zeitung-s
Organder Fortschrittspartei,

(begrundetvon Wilhelm Dunker)
ladet die Expedltlvtketgehenstein. Die Zeitung hat sichdurch ihre
beispielloseBilligkeit el»gro«ßerGediegenheit einen bedeutenden
Leierkreis erworben; sie Ist Ubet ganz Ponimern, die ProvingenPolen, Ost- und Westpreußenverbreitet. Sie bringt tägl ch
einen Leitartikelz das politischeMaterial wird sorgfältigge-

er bei den nächsten Postanstalten oder bei
gerungen und Unterbrechungenin der Lieferung unseres

wie die Erfahrungbereits gelehrt hat,
idstädten von Minden-Ravensberg, die

Moslor.

Ws Wichtige durch tclegrqphifche Depefchcu zur
Kenntniß der Leser gäbracht

Ueber die politischen Vorgänge in
Berlin bringt das

s latt Berichte eigener Korresponden-
ten. Den Nachrichtenaus Stadt und rovinz wird die größte
Aufmerksamkeit geschenkt. Ein beliebter euilletonist schildert in
wöchentlichen Brieer das Berliner Leben; außerdem
Novellem Erzählungen u. s. w. An Konrfem Markt-
berichten u.s-1p. liefert die Zeitung alles, was für ein größeres
Publikum von Interesse ist. Inferate werden die dreispaltige
Petitzeile zU 1 Sgr. berechnetund finden die größteVerbreitung

Stettin, im September 1865.

Die Expedition der Oder-Zeitung.



Die ,,Sorauer Leitung«
(Redakteur: J. Fränkeh

I

beginnt mit dein 1. Oktober d. J. ein neues Abonnement. Sie Evertritt die Interessen des vernünftigen Fortschritts, indem
sie alle Zeitfragen durch Leit- und andere Artikel von die- Hseni Standpunkte aus beleuchtet. — Jni Feuilleton bringt «

sieOriginal-Erzählungen.Gedichte Ic. — Durch einen Fra-
gekasten wird dem Publikum Gelegenheitzu Besprechun-
gen über gemeinnützigeAngelegenheiten geboten. —- Die die-

«

ser Zeitun· stets erwiesenerege»Theilnahnieund deren be-

deutender eserkreis verspricht sur Jnserate den günstigsten
Erfolg- Worauf die geehktm Jnsercnten noch ganz befons Eh
ders aufmerksam gern-achtwerden. H

Alle Parteigenossen werden hierdurch eingeladen, durchHcL
Abbouniren auf diese Zeitung, die bei allen Königl· Post-kcdAnstalten zum Preise von 1074 Sgr. pro Quartal zu beziehen Fu

ist, sicheinendauernden Vorkämpfer für die Interessen des

Fortschritts in unserer Stadt und Umgegend zu sichern.
S drau» im September 1865.

Die Expeditiou der »Sorauer Zeitung.«

WMWMWZIMESHESES HEXE-THIS

,,Bi"ir er- und Bauernfrcund«
beginnt mit em l. Oktober ein neues Vierteljahr. Er wird in der
alten Form fortgesetzt werden« gedruckt bei

Fr.Kraiifeneck
n. Sohn in Gumbinnen, redigirt von Jo ii Neitenbach-
Plicken, wird auch in jeder Nummer ein Bild brin« en.

Seine Aufgabe wird es nach wie vor sein, die freisinnig ten

politischen Ansichten in volksthümlicher Sprache zur
Geltun zu bringen, als Pionier größerenfreisinnigen Blättern
den Bo en im Volke zu bereiten.

Da wir regelmäßigdie Artikel der ProvinzialsKorrespondenz und

der Amtsblätter eingehend besprechen, wenn’s nöthig widerlegen
werden, ersuchen wir Freunde der Volk-Freiheit« fur

weiteste Verbreitung unseres Blattes thatig fein zu

wollen.
Um zeitige Bestellung bei den nächstenPostäintern niit Ein-

iendung von 4 Sgr. 6 Pf. für das Vierteljahr bei eigener
Ab-

holnng von der Post — von 7 Sgr. mit Bestel geld ans
dem Lande frei in’s Haus durch den Postboten — wird dringend
gebeten, da bei verfpätetenBeftellungen oft die ersten Nummern

nicht nachgeliefert werden können.

J n s e rate findendie weitesteVerbreitung durch ganz Deutschland
und wird die gespaltene Zeile mit 3 Silbergroschen berechnet.

Die Herausgeber:
«

BitttleisJJJiarienhöheTh. KäswutsmsPuspern

Die DanzigerBeitun
erscheint täglich zweimal und wird mit den hier Jgittagsund

Abends abgehenden Zügen und Posten versandt. Der

Abonnementspreis ist wie bisher für Hiefige 1 Thlr. 15 Sgr.,
für Auswärtige (incl· Steuer und Postprovifion) 1 Thlr.
20 S r.

Påitifcheund volkswirthschaftlicheLeitartikel, Original-
Korrespondenzen, Provinzial- und Local-Nachrichten, tägliche
Depes en von der Berliner Borse und über alle wichtigen
politis en Ereignisse-,Feuilletonvon den beliebten Schrift-
stellern Max Dring, Solitaire 2c·

Alle Postanftalten nehmen Bestellungen au und bitten wir

unt rechtzeitigeAufgabe derselben, damit in der regelmäßigen
Ziisendung keine Unterbrechung geschieht. ·

Jnserate finden durch die Danziger Zeitungdie zweck-

mäßing Und Welktste Verbreitung in Ost- und Bestpreußen
und den angrenzendenProbinzen.

Danzig, im September 1865.
Die Verlagshaiidlung.

W

A. W. Kafeniann.

,,LUagdebur er prefse.«
Herausgegebenund redigirt von I. Hoppc.

»Zeutral·-Drga·nder efortschrittspariei
sur Magdeliurg die Provinz Hachsen und Anhalt
»

Die ,,Pkagdeburger Presse« ers eint wö entli 13M
in gr· Folioforniat und wird täglich inchderStäcPkevöhnwenig-l
stens 2 Bogen mit den ersten Nachmittags. und Morgenposten
verfandt,wodurch sie in den Stand gesetzt ist, auf dem schnellsten
Wege in der Politik wie ini Handel die neuesten Nachrichten
zu verbreiten,welche sie durch Telegrainnie und Originalberichte
bezieht. Fnr alle Fächer,·wie besonders auch für das Fenilleton,
sind mannigfachennd tüchtigeMitarbeiter thätig. Die Montags.
nummer ist allwocheutlich längeren Auffätzen über Handel,
Industrie und Landwirthschaft gewidmet·
» Abonnenientsnehmen sämmtliche Poftämter an. Viertel-
iährlicher Abonuementspreis bei den Preuß. Postämtern
«lThlr.·26 Sgr. 3 Pf., iinHerzogthuni Anhalt l Thlr. 15 Sgr.,
im ubrigen Deutschland1 Thlr 24 Sgr. Inferate werden mit
1 Sgr. 6 Pf. sur die viergespaltene Petitzeile oder deren Raum
berechnet, und fur größereoder wiederholte Annoncen die coulan-
teften Bedingungen gewährt.

Um Verzögeruiigeu nnd Unvollftäudigkeiten in Zu-
feiiduiig des«Blattes m vermeiden, bitten wir um

möglichst fruhzeitige Bestellung bei den Poftämtkku
vor Ablauf des Vkonats September.

Magdebnrg, im September 1865.
Die Expedition der ,,Magdeburger Presse.«

Mit dein 1. Oktober c. beginnt ein neues Abonnement auf-
deu in Gaben wöchentlichzweimal erscheinendeni ,,Fortschritt« . . i
und beträgt-der vierteljährliche Abonnementspreis bei allen

Königl. Postanstalten 93X4Sgr.
Durch reichhaltiien, sowie gediegenenInhalt: .Leitartikel,

nhersichtlicheDarste ung der wichti sten Ereignisse, Rechts-
pflege, Handel, Gewerbe, Landwirt schaft, Wissenschaft und

Kunst, ftatiftische und andere Notizen, Gemeinnütziges,Unglücks-
fälle, Verbrechen ec. ec. werden wir unsern Lesern Rechnung
traten

JWennauch alle Maßregelungendeii ,Fortschritt· nicht zu
unterdrücken vermocht haben, so thut ihm jetzt doch eine. rege
Theilnahme seiner Parteigenofsen wahrhaft noth, soll auch
ferner an der Seite seiner Kollegen der guten· Sache opfer-
willig dienen.

« ,

Der Preis macht die Anschaffiing unseres Blattes auch
dein weniger Beinittelten möglich,und da es iii letztererZeit
Bedürfniß geworden,den liberalen Organen eine immer größere
Verbreitung zu verschaffen, um dadurch die Interessen des

Vaterlandes zu fördern, so schließesich Keiner aus, dem

Leserkreiseunseres auf alle nur möglicheWeise verfolgten Blat-
tes anzugehörennnd damit die gute Sache zu fördern. Wir

erfucheu besonders auch unsere seitherigen Freunde,ihr Abou-

nekuent baldigit erneuern zu wollen, damit in der Zusendung
keine Unterbrechung stattfinde.

Gaben, ini Septbr. 1865.
«

Die Expedition des «ertschritts.«
d

Ein Lehrling zur Buchdruckerkunst
wird für eine Buchdruckerei in einer größerenStadt der Nieder-

lansitz unter vortheilhaften Bedingungen gesucht. Eint-ritt zum
l. Oktober. Meldungen in der Expedition des »Fortsch1·iits«in
Guben.

Für ein größeresGut in Schlesien wird ein Jnspektor,
welcher schon in ähnlicher Stellung war und gute Zeuznisseauf-
weisen kann« gesucht. Adresse-nunter X. 4 in der rpedition
d. Bl.


